
JAHRESABSCHLUSS

zum  31. Dezember  2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH

Emerb,  Venualtung  u. Veräußerung  von  Grundstücken

Lilienthalstraße  2

12529  Schönefeld

Finanzamt:  Königs  Wusterhausen

Steuer-Nr: 049/1  00/03459

KFS  Partnerschaft

Langenhorner  Chaussee  602

22419  Hamburg



BilanZ  zum 3L12  2023
Anlnge I I Siite !

IC Ob1ekt2  !lerlln  ambH  !rwerb,  Venvalfüng  u. VaMßening  von Gnindslfü:ken,  SchöneTeld

AKTIVA

EUR
Ggichä%ahr

EUR
Vo6ah+

EUR

A. Anlagevemtögen

l. 8achan1agen

B. llmlauNeimögen

I. Voüäfe

ll. Fomaiungeii  und ionshge  Vgmiägsnggegenafönde

lll. Kassanbeiland,  Bundetbankgulhaban.  Guföaben  bei
Kiedilnibfüten  und Scheckg

226.841,84

e62,96

217.05157

6 581 108.93

444 S46.3B

8j!88  972.93

A. Elgenkaplföl

l. G*zeichnam  Kapital

ll. Gemnnvobg

Ill  Jahniaübepchuss

162  32326
27.i32.84 Summe  Eigenkapbl

91t11!8,28  s. R(lckstelfüngen

l)0.628,06 C. Ver51nd11chke1fen

D. Rechnungsabgrenzungsposten

7.0ü5J55,21  7.789.fü18,g8

EuR
Gaschä%jahr

EllR

PASSIVA

Voijaht
EllR

25 öOO,Oü

721.230,08

227.588,92

973.817.ö0

{t58t.18

8.02ö  086.98

17a16

7.005.655.29

25.000,(R)

511 907,78

209 322,3ö

7 46 230.(IB

2lB8,42

71)22.112,33

i70.i5

7.789.598,g8
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Gewinn-  und  Verlustrechnung  vom  01.01.2023  bis 31.12.2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH  Emerb,  Verwaltung  u. Veräußerung  von  Grundstücken,  Schönefeld

Geschäfksjahr

EUR

1.  Rohergebnis

2. Abschreibungen

a) aufimmaterielle  Vermögensgegenstände  des  Anlagevermögens

und  Sachanlagen

3. sonstige  betriebliche  Aufwendungen

4. Zinsen  und ähnliche  Aufwendungen

5. Steuern  vom  Einkommen  und vom  Ertrag

551 .387,03

127.864,OC1

27.286,79

i25.862,76

42.786,56

6. Ergebnis  nach  Steuern 227.586,92

Vorjahr

EUR

521 .901 ,47

127.864,00

13.651  ,69

131.710,92

39.352,56

209.322,30

7. Jahresüberschuss 227.586,92 209.322,30
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Jahresabschluss  zum  31. Dezember  2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH

Anhang

I. Allgemeine  Angaben

Der  Jahresabschluss  zum  31. Dezember  2023  derlC  Objekt2  Berlin  GmbH  wurde  auf  der  Grundlage  der

Bilanzierungs-  und  Bewertungsvorschriften  des Handelsgesetzbuches  und  § 42 GmbHG  aufgestellt.

Angaben,  die zulässigerweise  in der  Bilanz  oderim  Anhang  aufgeführt  werden  können,  sind im Anhang

zu finden.

Nach  den  in § 267  HGB angegebenen  Größenklassen  ist die  Gesellschaft  eine  kleine  KapitaIgeseIlschaft.

Von den  für  kleine  KapitaIgeseIlschaften  eingeräumten  Erleichterungen  wird  nur insoweit  Gebrauch

gemacht,  als die Aussagefähigkeit  des  Jahresabschlusses  dadurch  keine  Einschränkung  erfährt.

Die Gesellschaft  hat  ihren  Sitz in Schönefeld  und  ist im Handelsregister  des  Amtsgerichts  Cottbus  unter

Nr. HRB 16505  mit  der  Firmenbezeichnung  IC Objekt2  Berlin  GmbH  eingetragen.

lI. Bilanzierungs-  und  Bewertungsgrundsätze

Das Sachanlagevermögen  ist zu Anschaffungs-  bzw. Herstellungskosten  angesetzt  und wird,  soweit

abnutzbar,  um planmäßige  Abschreibungen,  sowie  notwendige  außerplanmäßige  Abschreibungen,  auf

den  niedrigeren  beizulegenden  Wert,  vermindert.

Die Vorräte  sind  mit  den  Anschaffungs-  und Herstellungskosten  bewertet.  Notwendige  Abwertungen

wurden  im handelsrechtlich  zulässigen  Umfang  zur Ermittlung  des niedrigeren  beizulegenden  Wertes

am Bilanzstichtag  vorgenommen.

Die Forderungen  und sonstigen  Vermögensgegenstände  werden  zum Nominalwert  angesetzt  und

unter  Berücksichtigung  aller  erkennbaren  Risiken  unter  Beachtung  des Niederstwertprinzips  bewertet.

Flüssige  Mittel  werden  zu Nominalwerten  angesetzt.

Das Stammkapital  wird  mit  dem  Nennbetrag  angesetzt.

Die Rückstellungen  enthalten  alle erkennbaren  Risiken  und ungewissen  Verbindlichkeiten  und  sind  in

Höhe  des nach  vernünftiger  kaufmännischer  Beurteilung  notwendigen  Erfüllungsbetrages  angesetzt.

Die Verbindlichkeiten  werden  mit  dem  Erfüllungsbetrag  angesetzt.

Als passive  Rechnungsabgrenzungsposten  sind Einnahmen  vor  dem Abschlussstichtag  ausgewiesen,

soweit  sie Ertrag  für  eine  bestimmte  Zeit  nach  diesem  Tag darstellen.
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III, Erläuterungen  zur  Bilanz  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung

Anlagevermözen

Auf  die Aufstellung  eines  Anlagegitters  wurde  gemäß  § 288  Abs.  1 Nr. 1 HGB verzichtet.

Vorräte

Vorräte  werden  zu Herstellungskosten  bewertet.

Forderunzen und sonstige VermöHenszegenstände

Die Forderungen  und sonstigen  Vermögensgegenstände  haben  sämtlich  eine  Restlaufzeit  von  unter

einem  Jahr.

Eigenkapital

Das Stammkapital  der  Gesellschaft  beträgt  EUR 25.000,00  und  ist in voller  Höhe  eingezahlt.

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten  in Höhe  von EUR 380.801,34  (Vorjahr:  EUR 1.231.739,25)  haben  eine  Restlaufzeit

von bis zu einem  Jahr. In den Verbindlichkeiten  ist ein Annuitätendarlehen  enthalten.  Bei der

Ermittlung  der  Restlaufzeit  wurde  ein unveränderter  Zinssatz  bis zum  Tilgungsende  unterstellt.  1n Höhe

von  EUR 5.639.285,62  (Vorjahr:  EUR 5.790.373,08)  beträgt  die Restlaufzeit  mehr  als ein Jahr.

Unter  den Verbindlichkeiten  werden Verbindlichkeiten  Hezenüber  Gesellschaftern  in Höhe von

EUR 2.087.245,10  (Vorjahr:  EUR 2.946.776,47)  ausgewiesen.

Gewinn-  und  Ver1ustrechnun4

Für die Gewinn-  und  Verlustrechnung  wurde  das Gesamtkostenverfahren  gewählt.

IV. Sonstige  Angaben

Die Gesellschaft  beschäftigt  keine  eigenen  Mitarbeiter.

AIIeinvertretungsberechtigte  Geschäftsführer  im  Geschäftsjahr  sind  Herr  Frank  Lehmann,

Kornwestheim,  Herr  Michael  Freund,  Syke,  und  Herr  Helge  H. Hehl,  Berlin.

Zum 15./18.  März  2024  sind  die Herren  Frank  Lehmann  und Helge  H. Hehl  aus der  Geschäftsführung

ausgeschieden.  Zum 18.  März  2024  ist Herr  Sebastian  Kühn,  Berlin,  in die  Geschäftsführung  berufen

worden.

Der Jahresabschluss  der Gesellschaft  wird  in den Konzernabschluss  der InCity  Immobilien  AG,

Schönefeld,  einbezogen  (§ 285 Nr. 14a  HGB).

Schönefeld,  den  15.  A  'I 2024

g . Sebastian  Kühn

Geschäftsführer
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Kontennachweis  zur  Bilanz  zum  31.12.2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH  Erwerb,  Verwaltung  u. Veräußerung  von  Grundstücken,  Schönefeld

AKTIVA

Konto  Bezeichnung

Sachanlagen

85 0 Grundstückswert  bebauter  Grundstücke

9C) O Geschäffsbauten  (eigene  Grundstücke)

VOrräte

70801  Unfertige  Leistungen  Ifd. Jahr

Forderungen  und  sonstige  Vermögensgegen-

stände

1400  0 Mietforderungen

1500  0 Sonstige  Vermögensgegenstände

1540  0 Forderung  aus  GewerbesteuerüberzahIung

Kassenbestand,  Bundesbankguthaben,

Guthaben  bei  Kreditinstituten  und  Schecks

1200  0 Taunus  Sparkasse  #"I ü74458

12100  TaunusSparkasse#1ü73435

12200  TaunusSparkasse#1073466

1230ü  UniCredit#24549089

EUR

1 .243.507,93

5.317.601,ü0

O,OO

652,95

ü,üO

128.4a11,42

11.314,09

5.1 50,2ü

72.175,86

Geschäffsjahr

EUR

6.56a1.108,93

226.841  ,84

652,95

217.051  ,57

7.005.655,29

Vorjahr

EUR

1 .243.507,93

5. 445.465,00

6. 688.972,93

162.328,25

11 .782,79

11.195,95

4.153,80

27.132,54

788.350,89

7.250,29

6.569,29

108.994,79

911.165,26

7.789.598,98
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Kontennachweis  zur  Bilanz  zum  31.12.2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH  Erwerb,  Vemaltung  u. Veräußerung  von  Grundstücken,  Schönefeld

PASSIVA

ßonto  Bezeichnung

Gezeichnetes  Kapital

800  0 Gezeichnetes  Kapital

Gewinnvortrag

86üO  GewinnvortragvorVerwendung

Jahresüberschuss

Jahresüberschuss

Rückstellungen

963  0 Körperschaffsteuerrückstellung

970  0 Sonstige  Rückstellungen

970  I Sonstige  Rückstellungen  - PM

977  0 Rückstellungen  für  Abschluss  u. Prüfung

Verbindlichkeiten

650  0 Verbindlichkeiten  UniCredit

7ü0  0 IC-VerbindIichkeiten  InCity  AG

700  4 IC-VerbindIichkeiten  InCity  AG (USt)

1400  ü Mietforderungen

160ü  O Verbindl.  aus  Lieferungen  u. Leistungen

1719  2 Erhaltene  Anzahlungen  Ifd. Jahr  0 %

1719  3 Erhaltene  Anzahlungen  Ifd. Jahr  ü 9 %

I 732  0 Erhaltene  Kautionen

Rechnungsabgrenzungsposten

99ü  O Passive  Rechnungsabgrenzung

Geschäftsjahr

EUR  EUR

25.000,00

72a1 .23ü,08

227.586,92

3.434,C)4

629,00

5.C)57,14

2.461  ,OO

11.581,18

3.725.000,ü0

2.068.643,56

I8.6ü1,54

O,OO

23.335,28

28.014,87

113.78"1,6ü

42.710,11

6.020.086,96

170,15

Vorjahr

EUR

25.000,00

511 .907,78

209.322,30

11 .336, €)2

614,00

5.928,40

3.2ü8,00

21.086,42

3.875.000,00

2.40a1.518,78

545.257,69

6.194,Ü2

11.316,61

26.333,52

113.781  ,60

42.710,11

7.022.112,33

170,15

7.005.655,29 7.789.598,98
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Kontennachweis  zur  G.u.V.  vom 01.01.2023 bis aat.12.2C)23

IC Objekt2  Berlin  GmbH  Erwerb,  Vemaltung  u. Veräußerung  von  Grundstücken,  Schönefeld

Übertrag

Konto  Bezeichnung

2700  0

270ü  1

270ü  2

2705  0

2735  0

4010  0

4020  0

4030  0

4045  ü

40451

4046  0

4060  0

4070  0

4080  0

40801

4090  0

4090  "t

4090  2

409Ü  4

409Ü  ei

4090  7

4090  8

4ü99  8

4Ü99  g

8000  ü

8000  2

8000  4

8400  0

8400  2

8400  3

840ü  6

840ü  7

8960  0

8970  0

Rohergebnis

Sonstige  Erträge  ü% USt

Sonstige  Erträge  19%  USt

Sonstige  Erträge  n. stb.

Sonstige  betriebl.  regelm.  Erträge

Erträge  Auflösung  von  Rückstellungen

Grundsteuer  - umlegbar

Versicherungen  - umlegbar

Müllgebühren  - umlegbar

Verwaltergebühr  - umlegbar

Verwaltergebühr  - n. umlegbar

Hausverwaltung  FM

Reinigung  - umlegbar

Wasser  - umlegbar

Heizung  - umlegbar

Heizung  Gerätemiete  - umlegbar

Strom  - umlegbar

Andere  Gebäudekosten  - umlegbar

Instandhaltung  - umlegbar

Wartung  - umlegbar

Instandhaltung  - n. umlegbar

Verbrauchskosten  - n. umlegbar

Honorare/Gebühren  n. umlegbar

Vergütung  Corporate  Fee

Vergütung  Asset  Management  Fee

Raummiete  O% USt

NK-Abrechnung  Vorjahre  O o/o USt

NK Vorauszahlungen  Vorjahre  O%

Raummiete  19%  USt

NK-Abrechnung  Vorjahre  19 % USt

NK-Vorauszahlungen  Vorjahre  19  % USt

NK Abrechnung  Vorjahre  1 6%

NK Vorauszahlungen  Vorjahre  1 6%

Umlagefähigen  Betriebskosten  Ifd. Jahr

Betriebsküstenabrechnug  VJ

Abschreibungen

auf  immaterielle  Vermögensgegenstände  des

Anlagevermögens  und  Sachanlagen

4831 0 Abschreibungen  auf  Gebäude

sonstige  betriebliche  Aufwendungen

2170  0 Nicht  abziehbare  Vorsteuer

4380  0 Beiträge

490ü  0 Sonstige  betriebliche  Aufwendungen

4950  0 Rechts-  und  Beratungskosten

EUR

C),OO

378,01

iO,OO

3.2i2,73

692,78

37.678,60-

15.364,21-

12.096,44-

23.365,43-

601,77-

49.651,75-

1 .080,88-

6.109,47-

39.794,46-

1.116,47-

39.640,21-

26,45-

11 ,75-

27.933,37-

86.116,47-

2. 327,08-

3. 292,98-

16.000,ü0-

70.000,00-

138.834,11

g.t  31 ,77

26.333,52

596.016,87

30.689,84

113.781,6ü

0,00

O,OO

226.841  ,84

162.328,25-

282,08

218,88

59,00

14.85C),48

15.41  0,44-

Geschäftsjahr

EUR

551 .387,03

127.864,00

423.523,03

Vorjahr

EUR

289,72

I .361  ,39

O,OO

1.203,17

0,53

37.678,6ü-

1l  .527,55-

1 ü.203,04-

2 2.207,57-

0,O0

3 9.492,22-

1 .231  ,96-

3.298,10-

31 .732,32-

1.065,1i-

10.877,34-

4.288,8C1-

710,39-

13.129,4"1-

21.761,97-

868,02-

2.877,18-

ü,OO

35.üü0,00-

121  .005,41

9.817,89

33.67  4,22

445.328,31

25.948,13

184.032,45

6.259,29

62.234,82

162.328,25

283.632,53-

521 .901  ,47

127.864,00

315,54

216,i2

59,00

2.055,58

2.646,24-

394.037,47
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KOntennaChWe!S  Zur  G.u.V.  VOm C)1.ü1.2023  bis 31."12.2023

IC Objekt2  Berlin  GmbH  Emerb,  Verwaltung  u. Veräußerung  von  Grundstücken,  Schönefeld

Übertrag

Konto  Bezeichnung

sonstige  betriebliche  Aufwendungen

4951  0 Steuerberatungskosten

4955  0 Buchführungskosten

4957  ü Abschluss-  und  Prüfungskosten

497ü  ü Nebenkosten  des  Geldverkehrs

4980  7 Kosten  Bewertung  Immobilie

Zinsen  und  ähnliche  Aufwendungen

21 0CI O Zinsen  und ähnliche  Aufwendungen

2101 0 Negativzinsen

2110  0 Intercompany-Zinsen  InCity  AG

Steuern  vom  Einkommen  und  vom  Ertrag

2200  0 Körperschaftsteuer

2204  0 Körperschaftsteuererstattung  Vorjahre

2208  0 Solidaritätszuschlag

Jahresüberschuss

EUR

15.410,44-

560,00

4.44C),00

3.252,6ü

1. 123,75

2. 500,00

84.557,58

O,C)O

41.305,18

40.556,ü0

0,02-

2.23ü,58

Geschäffsjahr

EUR

423.523,03

27.286,79

125.862,76

42.786,56

227.586,92

Vorjahr

EUR

394.037,47

2.646,24-

230  00

4.390  00

3.ü18  00

867  45

2.500  üC)

13.651  69

88.119,35

284,10

43.307,47

131.710,92

37.3C)1 00

0 0ü

2.ü51  56

39.352  56

209.322,30
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Allgemeine  Auftragsbedingungen

für

Wirtschaftsprüferinnen,  Wirtschaftsprüfer  und

Wirtschaffsprüfungsgesellschaften

= fö

'fl  9"'

:ltl

C: <  0

(Ö .C  0

C51a' !":' !ß'

!!!E6

Q) J::  C:

F: ,D

E E' !))'

a <
fi. 0

vom  1.  Januar  2024

1. Geltungsbereich

(1 ) Die Auffragsbedingungen  gelten  für Verträge  zwlst.heri  Wirtschsffs-

prüferinnen,  Wirtschaftspr[)fern  oder WirtschafisptüfungsgeseIIschaften

(lm Nachstshenden  zusammenfassend,,Wirtschaftsprüfer"  genannt)  und

ihien  Auflraggebem  über  Prüfungen,  Steuerberatung,  Beratungen  in wirt-

schaftlichen  Angelegenheiten  und sünsfige  Aufträge,  soweit  nicht etwas

anderes  ausdrücklich  in Textform  vereinbart  oder  gesetlich  zwingend

vorgeschrieben  ist.

(2) Dritie k('nnen  nur dann Ansprüche  aus dem Vettrag  zwischen  Wlrt-

schaftsprüfsr  und Airftraggeber  herleiten,  wenn dies vereinbart  ist oder

sich aus zwingenden  gesetzllchen  Regelungen  ergibt. Im Hlnbllck  auf

solche  Ansprüche  gelten  diese  Auftragsbsdingungen  auch diesen  Dritten

gegenüber.  Eirneden  und Einwendungen  aus dem Vertragsverhältnis  mlt

dem Auftraggeber  stehen dem Wirkschaftsprüfer  auch gegenüber  Dritten
Zu.

2. UmfangundAusführungdesAuftrags

(1) Gegenstand  des Auflrags  Ist die vereinbarte  Leistung,  nicht ein

bestimmter  wirtschafilicher  Etfolg.  Der Aufirag  wird nach den Grundsät-

zen ordnungsmäßiger  Berufsausübung  ausgeführt.  Der Wir!schaflsprüfer

übernimmö im Zusammenhang  mit seinen Leistungen  keine  Aufgaben
der Geschä{tsführung.  Der Wirtschaftspr[ifei  ist ff)r die Nutung  oder

Umsetzung  der  Ergebnisse  seiner  Lsistungen  nicht  verantwortlich.  Der

Wirkschaffsprüfer  ist berechtigt,  sich zur Durchführung  des  Auffrags  sach-

verständiger  Personen  zu bsdienen.

(2) Die Berücksichtlgung  ausländischen  Rechts bedarf  - außer bei
betriebswir}schefllichen  Prüfungen  -  der ausdrücklichen  Vereinbaning  in
Texttorm.

(3) Ändert  sich die Sach- oder Rechtslage  nach Abgabe  der abschlie-
ßenden  beruflichen  Äußerung,  sü ist der  Wirlst.haftsprüfer  nichl  verpflich-

tet, den Aufiraggeber  auf  Änderungen  üder  sich daraus  ergebende  Folge-
rungen  hinzuweisen.

3. Mltwlrkungspflichten  des Auftraggebsrs

(1 ) Der Aufiraggeber  hat dafür zu sorgen,  dass dem Wirtschaffsprüfer
alle für die Ausführung  des Auftrags  notwendigen  llnterlagen  und weite-

ren Inömatlonsn  rechteltig  übermit!elt  werden und ihm von allen Vor-

gängen  und Umständen  Kenntnis  gegeben  wird, die für  die Ausfühtung

des Auföags  von Bedeutung  sein kt'nnen.  Dies gilt  auch fi)r die Llnterla-
gen und weiteren  Informationen,  Vorgänge  und Umstände,  die erst  wäh-

rend derTätigkeit  des Winschaftsprürers  bekannt  werden.  [)erAufiragge-

ber wird dem Wirtschaflsprüfer  geeignete  Auskunftspersonen  benennen.

(2) Auf  Verlangen  des Wirtschafflspiüfsrs  hat det  Auftraggeber  die Voll-

ständigkeit  der vorgelegten  llnterlagen  und der weltepn  Informatlünen

sowie dei gggebenen  Auskf]nfte  und Erklärungen  in einer vüm Wirt-

st.haflsprfiferfürmuIierten  Erklärung  in gesetlicher  Schriföorm  oder  einer
sonstigen  vom Wirtschaffsprüfer  beskimmten  Fürm zu bestätigen.

4. Sicherung  der  Unabhänglgkelt

(1 ) Der Auflraggeber  hat alles zu unterlassen,  was dle UnabMngigkeit
der Mitaibeifer  des WirfschafisprÜfets  gefährdet.  Dies gilt für die Dauer

des AuftragsverhäItnisses  insbesündere  fürAngebote  auf  Anstellung  oder

Übernahme  von Organfunktionen  und für  Angebote,  Aufträge  auf  eigene

Rechnung  zu übernehmen.

(2) Sollte dis Durchführung  des Aufkrags  die Llnabhängigkeit  des Wirt-

schafksprüfets,  die der mit ihm w.rbundenen  Untemehmen,  seiner  Netz-

wetkunternehmen  oder  solcher  mit ihm assoziierten  Llntemehmen,  euf
die die Unabhängigkeitsvorsctuiflen  in gleichsi  Wsise  Anwsndung  flnden

wie auf den Wirtschaftsprüfer,  in anderen  AufkragsverhälföIssen  beein-

trät.htigen,  isi der  Wirtschaftsprüfer  zur außeiürdentlichen  Kündigung  des

Auftrags  beresh(igl.

5. Berlchterstattung  und mündliche  Auskünfte

Soweit  der  WirtschaftsprüTer  Ergebnisse  im Rahmen  der Bearbeitung  des

Auftrags  In gesetzlicher  Schrif[form  oderTexfform  darzustellen  hat, Ist al-

lein diese Darstellung  maßgebend.  EntwÜfe  sülcher  Darstellungen  sind

unverbindlich.  8ofern  nicht  anders  gesetzlich  vorgesehen  oder  vsrtraglich

vereinbart,  sind mCindliche Erklärungen  und Auskünffe  des Wirtschafts-
pfflfers  nur dann verbindlich,  wenn sie in Textfomn bes(ätlgt  werden.  Er-

klsrungen  und Auskünfie  des Wirfschaftsprüfers  außerhalb  des erteilöen
Auflrags  sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe  einer  beruflichen  Äußerung  des Wirtschaflspr'üfers

(1) Die Weitergabe  beruflicher  Äußerungan  des  Wirtschafisprüfers

(Arbeitsergebnisse  oderAuszüge  von /Vbeilsergebnissen  -  sei es im Ent-

wurf  oder  In der Endfassung)  oder  die Informatlon  über  des Tätigwerden

des Wir}schaftsprüfe+s  für  den Auftraggeber  an einen Dritten bedarü der
in Textform  er}eilten  Zustimmung  des Wirtschaflsprüfers,  es sel denn, det

Auftraggeber  ist zur Weiteigabe  oder  Information  aufgnind  eines  Geset-
zes oder  einer  behördlichen  Anordnung  verpflichtet.

(2) DieVerwendungberufItcherÄußerungendesWirtschaflsprüfersund

dle Information  über  das Tätlgwertlen  des Wirtschafispt[]fers  für den Auf-
traggeber  zu Werbezweckgn  duich  den Auflraggeber  sind unzulässig.

7. Mängelbeseltlgung

(1) Beietwaigen)v1ängeInhatderAufiraggeberAnspruchaufNacherföI-
lung durch  den VVirtschaftsprüfer.  Nur bei Fehlschlagen,  unlerlassen  bzw.

unberechtigter  Verweigerung,  Llnzumulbarkelt  oder Unmögllchkelt  der

Nacherfüllung  kann er die Vergütung  mindern oder  vom Verkrag ;axück-

ireten;  Ist derAuftrag  nlcht  von einem Verbraucher  erteilt  worden,  so kann
derAufiraggeber  wegeri  eines  Mangels  nur  dann vom Vertrag  zurücktre-

ten, wenn die erbrachle  Leistung  wegen Fehlschlagens,  Llnterlassung,

Unzumutbarken  oder  lJnmöglichkeit  der  Nachefüllung  für Ihn ohne Inte-

resse ISt. soWOit darüber  fiinaus  Schadensersatzanspnüche  bestehen,  gilt
Nr. 9.

(2) Ein NachsfüIlungsanspruch  aus Abs. 1 musg vomAuffraggeber  un-

veizüglich  in Texiform  geltend  gemacht  werden.  NacherTüllungsansprü-
che nach  Abs. 1, die nicht auf einer  vorsätzlichen  Handlung  beruhen,  ver-

jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetllchen Verlährungsbeginn.

(3) Offenbare  Unrichtigkeiien,  wie z.B. Schreibfehler,  Rechenfehler  und

fümielle  Mängel,  die in einer  beruflichsn  Außerung  (Bericht,  Gutachten

und dgl.) des Wirtschaftsprüfers  enthalten  sind, können  jederzen  vom

Wirischafkspr[l«er  auch Diitten  gsgenübsr  herichligt  werden.  Unrichtigkei-

ten, die geeignetsind,  in der beruflichen  Äußerung  des Wirtschaftsprüfers
enthaltene  Ergebnisse  infrage  zu stellen. berechtigen  diesen,  die Auße-

rung aut.h Drilten  gegenüber  zurückzunehmen.  In den vorgenannten  Fäl-
len ist derAuffraggeber  vom Wirtschaffsprüfer  tunlichst  vürher  zu hören

8. Schweigepflk,ht  gegenüber  Dritten,  Datenschutz

(1 ) Der Wmschaftsprüfer  ist nach Maßgabe  der Gesetze  (§ 323 Abs. ü

HGB, § 43 WPO,  § 203 StGB)  verpflichtet,  über  Tatsachen  und Llmstän-
de, die ihm bei seiner  Berufstätigkeit  anvertraut  oder  bekannt  werden,

Stillschweigen  zu bewahren,  es sel denn, dass  der Auftraggeber  ihn vün
dieser  Schweigepflicht  entbindet.

(2) üer  Wirkschaftsprüfer  wird bei der Verarbeitung  von personenbezo-

genen  Dafen  dle natlonalen  und europarechtlichen  Regelungen  zum Da-
tenschutz  beachten.

9. Hafiung

(1 ) Für gesetzlich  vorgest,hriebene  Leistungen  des Wirtschafispi'üfers,
insbesondere  Prüfungen,  gelten  die jeweils  anzuwendsnden  gssetzlichen

Haftungsbeschränkungen,  insbesondere  die HaftungsbescIiränkung  des

5 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern  weder  eine gesetzliche  Hafiungsbeschränkung  Anwendung
flndet  noch eine einzelvertragliche  Haftungsbeschränkung  besteht,  Ist der

Anspruch  desAufiraggebers  aus dem zwischen  ihm und dem Wirtschafls-
pr(ifer  bestehenden  Vertragsverhältnis  euf Ersatz  eines  fahrlässig  verur-

sachten  Schadens,  mit Ausnahme  von Schäden  aus der Verletung  von
Leben,  Körper  und Gesundheit  sowie  von Schäden,  die eine Ersatzpflicht

des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begtünden,  gemäß  S 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO euf4  M:O. € beSOhränkF. GleiCheS giltfürAnspiüche,  dle [)ri!!e
aus oäer im Zusammenhang  mit  dem Vertragsverhältnis  gegenüber  dem
WirtschsfisprOfer  geltend  machen.

50341

01/2024



(3) Leiten  mehrere  Anspruchsteller  aus dem mit dem Wirtschaflsprüfer  be-

stshenden  Vertragsverhältnis  Ansprüche  aus elner  fahrlässigen  Pflichtver-
letzung des Wklschaffsprüfers  her, gilt dür in Abs. 2 genannte  Höt,hstbetrag

für dle betreffenden  Ansprüche  alIerAnspnx.hsteIIer  insgt.samt.

(4) Der H!)chstbe)rag  nach  Abs. 2 bezieht  sich auf  einen einzelnen  Scha-

densfall.  Eln einzelner  Schadsnsfall  ist auch bezüglich  eines  aus mehreren

Pfiichfüerletzungen  s)ammenden  einheitlichen  Schadens  gegeben.  Der ein-

zelne Schadensfall  umfassi  s!imtllche  Folgen einer Pflichtverletzung  ohne

Rückslcht  darauf, ob Schäden  In elnem oder in mehreren  aufeinandefol-

genden Jahren entetenden  sind. Dabei gilt mehfaches  auf gleicher  oder

gleichartiger  Fehlerquelle  beruhendes  Tun oder  Unterlassen  als elnheltllche

Pflichtveiletzung,  wenn die betreffenden  Angelegenheiten  miteinander  in

rechtlichem  oder wirtschafilichem  Zusammenhang  stehen. In diesem  Fall

kann der  Wirtschaftspiüfer  nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch  ge-

nommen  werden.

(!)) Ein Schadensersatzanspruch  erllscht,  wenn  nicht  Innerhalb  von sechs

Monaten  nach der  in Textform  erklärten  Ablehnung  der  Eisatzleistung  Klage

eföoben  wird und derAuftraggeber  auf  dlese  Fülge  hingewiesen  wurde.  Dies

gilt nicht  fOr Schadensersatzanspiüche,  die auf vtxsätzliches  Verhalten  zu-

rClckzufÜhren sind, süwie  bei einer  schuldliaflen  Verletzung  von Leben, Kör-

peroder  Gesundheitsowie  bel  Schäden,  die eine Ersatpflichtdes  Herstellers

nach § 1 ProdHaflG  begründen.  Das Recht, die Einrede  der Veriährung  gel-
tend zu machen,  bleibt unberührt.

(6) § 323 HGB bleibt  von den Regelungen  in Abs  2 bis 5 unberührf.

10. Ergänzende  Bestirniiiungen  für  Prüfungsaufträge

(1 ) Ändert  der Auttraggeber  nachträglich  den durch  den Wirtschaftgprüfer

geprüften  und mit einem Bestätigungsvermerk  versehenen  Abschluss  üder

LageberichI  darT er diesen  Bestfüigungsvermerk  nlcht  weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspfflfer  einen Bestätigungsvermerk  nk.ht erteilt, so isf

ein Hinweis  auf die durch den Wirtschafispnüfer  durchgeftihrte  Prüfüng  im

Lagebericht  oder  an anderer  für diei Öffentlichkeit  bestlmmter  Stelle  nur mlt

In gssetzlicher  Schrlföorm  erteilter  Einwilligung  des Wir!schafisprüfers  und

mit dem von ihm genehmigten  Woföaut  zulässig.

(2) Widerrufi  der Wirtschaftspr[)fer  den Bestätigungsvermerk,  so daf  der

Bestätigungsvermerk  nicht  weiterverwendet  werden.  Hat der  Auflraggeber

den Bestäligungsvermerk  bereits  verwendet.  so hat er auf Verlangen  des
Wiitschaffsprüfers  den Widernif  bekanntugeben.

(3) Der Auftraggebsr  hat  Ansprtx.h  auf  fi]nf  Berichtsausfertigungen.  Welte-

re Ausfertigungen  werden  besonders  In Rechnung  geskellt.

11. Ergänzende  Bestimmtingen  für  Hilfeleistung  In 8teuersachen

(1) Der Wmschafisprüfer  ist berechtigt,  süwühl  bsi der Beratung  in steuer-

lichen Einzelfragen  als auch im Falle der Dauerberatung  die vom Aufirag-

geber genannlsn  Tatsachen,  insbesondere  Zahlenangaben,  als richtig und

vollständig  zugrunde  zu legen,  dies gilt auch für Buchführungsaufträge.  Er

hat iedoch  den Auflraggeber  auf  von ihm feslgestellte  wesentliche  Llnrichtig-
kelten hinzuweisen.

(2) Der 8teuerbera1ungsaufirag  unifasst  nicht  die zur  Wahrung  von Fristen

eforderlichen  Handlungen,  es sei denn, dass der Wirtschaflsprüfer  hierzu
ausdr(]cklich  den Aufkiag übernommen  hat. In diesem  Fall hat der Auffrag-

geber dem WirtschaffsprÜfer  alle für die Wahrung  von Ftisten  wesentlichsn

Untetlagen.  insbesondere  Steuerbescheide,  so rechtzeitig  vorzulegen,  dass

dem Wirtschaftsprüfer  eine angemessene  Bearbeitungszeit  zur Verfügung
s(eht.

(3) Mangels  einei  anderweitigen  Vereinbarung  in Textform  umfasst  die lau-

fende Steustberatung  folgende,  in die Vertragsdauer  fallenden  Tätlgkeiten:

a) AusarbeitungundeIektionischeClbemiittlungderJahressteuererkIärun-

gen, einschließlich  E-Bilanzen,  für  die Einkommensteuer,  Körperschaft-
steuer  und Gewetbesteuer,  und zwar  aif  Grund det vom Aufiraggeber

vorzulegenden  Jahressbschlüsse  und sonstiger  für dle Besteuerung

eforderlichen  Aufstellungen  und Nachweise

b) NachprüfungvonSteuerbesdieidenzudenuntera)genanntenSteuern

c) Verhandlungen  mit den Finanzbehelrden  im Zusammenhang  mit den

unter  a) und b) genarmlen  Erklärungen  und Bescheiden

d) Mitwirkung  bei Batriebsprüfungen  und Auswertung  der Ergebnisse  von

Betrlebspiüfungen  hinsk.htlich  der unter  a) genannten  Steuern

e) Mitwirkung  in Einspruchs-  und Beschwerdevefahren  hinsichtlich  der
unter  a) genannten  Steusrn.

Det Wlrtschaffsprüfer  berücksichtigt  bei den vorgenannten  Aufgaben  öie
wesentliche  veröffentlichte  Rechtsprechung  und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der  Wirtschaftsprüfer  ff)r  die laufende  Steuerberatung  ein

Pauschalhonorar,  so sind mangels  anderweitiger  Verelnbarungen  in Text-

form dle unter  Abs. 3 Buchst.  d) und e) genannten  Täligkeiten  gesondert
zu honorleren.

(5) Sofern der Wlrlschaftspr[)fer  auch Steuerberater  ist und die Steuer-

beratervergütungsverotdnung  rür die Bemessung  der Vetgütung  anzuwen-

den ist, kann eine höhere  oder  niedrigere  als dle gesetzliche  Vergütung  In
Temorm  veteinbartwerden.

(6) Die Bearbeitung  besonderei  Einzelfragen  der Einkommensleuer,  Kör-

perschafisteusr,  Gewerbesteuer  und Einheitsbewertung  süwie  aller Fragen
der Llmsatzsteuer,  Lohnsteuer,  sons)igen  Steuern  und Abgaben  erTolgt auf
Giund  sines  besondsren  Auflrags.  Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung  einmalig  anfallender  Steuerangelegenheiten,  z.B. auf
dem Geblet  der Erbschaftsteuer  und Grunderwerbsteuer,

b)  dle Mitwirkung  und Vertretung  In Vefahrsn  vor den Gsrk.hten  der

Flnanz-  und der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  sowie  in Steuerstrabachen,

C.) die beratende und gutachtliche TätiOkeffl im Zusemmenhang  mit
Llmwandlungen,  Kapitalerhöhung  und  -herabsetzung,  Sanlerung,
Eintritt  und Ausscheiden  elnee Gesellschaffers,  Bettiebsveräußerung,

Liquidakion  und dergleichen  und

d)  die Unterstützung  bel der ErfOllung von Anzeige-  und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeilung  der lJmsakzsteue2ahreserklärung  als
zusätzliche  Tätigkelt  übernommen  wird, gehört  dazu nicht  die Überprüfung

etwaiger  besonderer  buchmäßiger  Voraussetzungen  sowie die Frage, üb

alle in Betracht kommenden  umsatsteuerrechtllchen  Vergünstigungen

wahrgenommen  worden  sind. Eine Gewähr  für die vüllsländige  Erfassung

der Unterlagen  zur  Geitendmachung  des Vorsteuerabzugs  wird nk,h! über-
nommen.

12. Elektronische  Kommunikation

Die Kommuniketlon  zwischen  dem Wirtschaflsprüfer  und dem Auftraggeber

kann auch per E-Mail  erfolgen.  Soweit  der Auftraggeber  eine Kommunika-

tion per E-Mail nicht wünscht  oder besondere  Sicherheitsanforderungen

stellt, wle etwa die Verschlüsselung  vün E-Mails,  wlrd dei  Aufiraggeber  den
Wirtschaftsprüfer  entsprechend  in Textfarm  Infotmieren.

'i3. Vergütung

(1) Der Wirkschaftsprüfer  hat neben seiner  Gebühren-  oder  Honorarforde-

rung Anspruch  auf  Erstattung  seiner  Auslagen;  die Llmsatzs(euer  wird zu-

sätzlk,h berechnet.  Er kann angemessene  Vorschüsse  auf Verg[)füng  und
Auslagenersetz  vetlangen  und dle Auslieferung  seiner  Leistung  von der vol-

len Befriedigung  seiner/fösprüche  abhängig  machen.  Mehrere  Auffraggeber
hafken als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Aufiraggeber  kein Verbraucher,  sü ist slne  Aufrechnung  gegen

Forderungen  des  Wirtst.haftspnJfsrs  auf Vetgütung  undAuslagenersatz  nur
mit unbestrittenen  oder  rechlskr!!fflg  festgestellten  Forderungen  zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschafkspiüfer  Ist nicht  bereit, an Streitbeilegungsverfahren  vor  einer

Verbraucherschlichtungsstelle  im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes  teilzunehmen.

15. Anzuwendendes  Recht

Für den Auflrag.  seine [)utchführung  und die sich hleraus ergebenden
Ansprüche  gilt nur  deutsches  Recht


